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Einzelplan 12: Allgemeine Finanzverwaltung 

Festsetzung von Hinterziehungszinsen 
(Kapitel 1201) 

Die Arbeitsqualität der Finanzämter beim Festsetzen von Hinterzie-
hungszinsen ist unzureichend. Selbst bei einer vorsichtigen Schätzung 
ist davon auszugehen, dass landesweit Zinsausfälle in zweistelliger 
Millionenhöhe eingetreten sind. Um die Arbeitsqualität zu verbessern, 
sollten die Veranlagungsstellen geschult und die IT-Unterstützung op-
timiert werden. 

1 Ausgangslage 

Hinterzogene Einkommensteuern sind nach § 235 Abgabenordnung zu ver-
zinsen. Dies gilt unabhängig davon, ob der Steuerpflichtige strafrechtlich 
belangt wird oder gegenüber dem Finanzamt mit strafbefreiender Wirkung 
Selbstanzeige erstattet. Der Zinssatz beträgt für jeden vollen Monat 0,5 Pro-
zent der hinterzogenen Steuern. Der Zinslauf beginnt mit dem Eintritt der 
Steuerverkürzung. Er endet mit der Zahlung der hinterzogenen Steuern. 

Hinterziehungszinsen sind sowohl auf die hinterzogenen Jahressteuern als 
auch auf hinterzogene Vorauszahlungen festzusetzen. Anzurechnen sind 
die Nachzahlungszinsen nach § 233a Abgabenordnung, soweit sie für den-
selben Zeitraum festgesetzt werden. Solche Zinsen fallen an, wenn Ein-
kommensteuern mehr als 15 Monate nach Ablauf eines Veranlagungszeit-
raums nachgezahlt werden. 

Auch hinterzogene Solidaritätszuschläge sind zu verzinsen. 

Bei früheren Prüfungen hatte die Finanzkontrolle immer wieder festgestellt, 
dass Finanzämter hinterzogene Steuern nicht oder unzutreffend verzinst 
hatten. Der Rechnungshof untersuchte deshalb 2016 zusammen mit den 
staatlichen Rechnungsprüfungsämtern landesweit, wie die Steuerverwaltung 
Hinterziehungszinsen festsetzte. 

Wir haben bei neun Finanzämtern insgesamt 167 Fälle geprüft, in denen 
zwischen 2012 und 2014 Einkommensteuern von mindestens 25.000 Euro 
hinterzogen wurden.  
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2 Prüfungsergebnisse 

2.1 Festsetzung von Hinterziehungszinsen 

In der nachfolgenden Tabelle sind die Zahl der geprüften und der beanstan-
deten Fälle, die Fehlerquote sowie der Zinsausfall dargestellt. Sie gliedert 
zudem die Beanstandungen in Fehler bei der Verzinsung der Vorauszahlun-
gen und bei der Verzinsung der Jahresbeträge auf.  

 

Tabelle: Zahl der geprüften und der beanstandeten Fälle, Fehlerquote sowie 
Zinsausfall, gegliedert nach Jahresbeträgen und Vorauszahlungen 

 Anzahl 
Fehlerquote  
(in Prozent) 

Zinsausfall 
(in Mio. Euro) 

Fälle geprüft 167   

Fälle beanstandet 

Davon  
-  wegen fehlender oder fehler- 
 hafter Vorauszahlungshinter- 
 ziehungszinsen 
-  wegen fehlender oder fehlerhafter 
 Jahresbetragshinterziehungs-
 zinsen 

167 
 

164 
 
 

103 

100 
 

98,2 
 
 

61,7 

1,3 
 

1,1 
 
 

0,2  

 

In allen untersuchten 167 Fällen war die Festsetzung der Hinterziehungszin-
sen zu beanstanden. Der dadurch eingetretene Zinsausfall beträgt 1,3 Mio. 
Euro.  

In diesen Fällen versäumten die Finanzämter fast ausnahmslos, Zinsen auf 
hinterzogene Vorauszahlungen festzusetzen. Der Ausfall beträgt insoweit 
1,1 Mio. Euro. In mehr als 60 Prozent der untersuchten Fälle hatten die Fi-
nanzämter auch die hinterzogenen Jahresbeträge an Einkommensteuern 
und an Solidaritätszuschlägen überwiegend nicht und im Übrigen fehlerhaft 
verzinst. Der dadurch eingetretene Zinsausfall beträgt 0,2 Mio. Euro. Fal-
sche Zinsfestsetzungen beruhten überwiegend auf unzutreffend ermittelten 
Zinszeiträumen oder auf der fehlerhaften Anrechnung von Nachzahlungs-
zinsen. 

 

2.2 IT-Unterstützung 

Zinsen auf hinterzogene Einkommensteuern und Solidaritätszuschläge müs-
sen regelmäßig für bis zu zehn Veranlagungszeiträume ermittelt werden. Die 
Berechnung ist aufwendig. Den Finanzämtern steht hierfür keine hinreichen-
de IT-Unterstützung zur Verfügung. 

Für Hinterziehungszinsen gibt es zwar ein elektronisches Formular. Die für 
die Zinsberechnung erforderlichen umfangreichen Daten müssen aber von 
den Bediensteten weitgehend selbst ohne technische Unterstützung ermittelt 
und eingegeben werden. 
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Durch ein weiteres elektronisches Formular wird seit Mai 2016 die Berech-
nung der anzurechnenden Nachzahlungszinsen unterstützt. Aber auch die 
hierzu notwendigen Daten müssen vom Bearbeiter ermittelt und eingegeben 
werden. 

Eines der geprüften Finanzämter setzt eine selbstentwickelte elektronische 
Arbeitshilfe ein. Mit dieser können Hinterziehungszinsen sowohl auf hinter-
zogene Jahresbeträge als auch auf hinterzogene Vorauszahlungen weitge-
hend maschinell berechnet werden. 

 

2.3 Maßnahmen der Oberfinanzdirektion Karlsruhe 

Die Oberfinanzdirektion Karlsruhe thematisierte die Festsetzung von Hinter-
ziehungszinsen gegenüber den Finanzämtern mehrfach. Sie wies in ver-
schiedenen Niederschriften und Verfügungen auf die geltende Rechtslage 
hin und erörterte mögliche Fallkonstellationen. Flächendeckende Schulun-
gen der Bediensteten fanden bisher jedoch nicht statt. 

 

2.4 Informationsaustausch zwischen Straf- und Bußgeldsachenstel-
len und Veranlagungsstellen 

Die Straf- und Bußgeldsachenstellen informieren die Veranlagungsstellen 
mittels elektronischer Vordrucke, wenn sie ein Strafverfahren einleiten oder 
ein solches abschließen. Diese Vordrucke enthalten standardmäßig einen 
Textbaustein mit dem Hinweis, dass Hinterziehungszinsen festzusetzen 
sind. 

In zahlreichen Fällen hatten die Straf- und Bußgeldsachenstellen diesen 
Textbaustein aus dem Vordruck entfernt. So erhielten die Veranlagungsstel-
len lediglich in zwei Dritteln der von uns hierzu untersuchten Fällen über-
haupt einen solchen Hinweis. 

Der entsprechende Textbaustein weist nur allgemein auf Hinterziehungszin-
sen hin. Dass solche Zinsen auch auf hinterzogene Vorauszahlungen fest-
zusetzen sind, ist nicht ausdrücklich erwähnt. Zur Verzinsung der Solidari-
tätszuschläge sieht lediglich der Vordruck über die Einleitung des Strafver-
fahrens einen Hinweis vor. 

 

2.5  Landesweite Bedeutung der Ergebnisse 

Zwischen 2010 und 2014 haben sich bei den Finanzämtern in Baden-
Württemberg zahlreiche Steuerpflichtige selbst angezeigt. Allein wegen 
Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in der Schweiz 
und in Liechtenstein gingen landesweit mehr als 26.000 Selbstanzeigen ein. 
Das Ministerium für Finanzen schätzt die in diesen Fällen hinterzogenen 
Steuern auf mehr als 600 Mio. Euro. 

In den geprüften 167 Fällen hatten die Steuerpflichtigen Einkommensteuern 
und Solidaritätszuschläge von insgesamt 19,8 Mio. Euro hinterzogen. Die in 
diesen Fällen nicht festgesetzten Hinterziehungszinsen beliefen sich auf 
1,3 Mio. Euro. 
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Das finanzielle Ergebnis unserer Prüfung lässt sich zwar nicht im Wege 
einer Hochrechnung auf alle Fälle mit Steuerhinterziehung übertragen. Vor 
dem oben dargestellten Hintergrund ist dennoch - selbst bei einer vorsichti-
gen Schätzung - davon auszugehen, dass landesweit Zinsausfälle in zwei-
stelliger Millionenhöhe eingetreten sind. 

 

3 Empfehlungen 

Der Rechnungshof empfiehlt, bei hinterzogenen Steuern die gesetzlich vor-
gesehenen Hinterziehungszinsen vollständig und richtig zu erheben. Im 
Einzelnen sollte die Steuerverwaltung folgende Maßnahmen ergreifen. 

 

3.1 Zinsfestsetzung in nicht verjährten Fällen prüfen 

Aufgrund der zu erwartenden hohen finanziellen Auswirkung sollte in allen 
noch nicht verjährten Fällen geprüft werden, ob noch Hinterziehungszinsen 
festzusetzen sind. Bestehende Zinsansprüche sollten die Finanzämter 
rechtzeitig vor Eintritt der Festsetzungsverjährung realisieren. 

 

3.2 Bedienstete der Veranlagungsstellen schulen 

Die Bediensteten der Veranlagungsstellen sollten zur Festsetzung von Hin-
terziehungszinsen, insbesondere hinsichtlich Vorauszahlungen, geschult 
werden. Die Thematik sollte außerdem in einem Leitfaden zusammenfas-
send dargestellt werden. 

 

3.3 IT-Unterstützung optimieren 

Die Berechnung und Festsetzung der Zinsen sollte weitestgehend automati-
siert werden. Grundlage hierfür könnte die von einem Finanzamt bereits 
entwickelte elektronische Arbeitshilfe sein. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Ministerium für Finanzen erhebt gegen die Feststellungen und Empfeh-
lungen des Rechnungshofs keine Bedenken. 

Es teilt mit, die Finanzämter seien im November 2016 angewiesen worden, 
verjährungsbedrohte Fälle noch vor Ablauf 2016 zu erledigen. 

Die Oberfinanzdirektion Karlsruhe arbeite kontinuierlich daran, bei den Fi-
nanzämtern die Bedeutung der Hinterziehungszinsen hervorzuheben. Ge-
plant sei, die Festsetzung von Hinterziehungszinsen bei den Fachbespre-
chungen 2017 als Themenpunkt fortzubilden.  
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Das von einem Finanzamt verwendete Tabellenkalkulationsprogramm soll 
noch optimiert und anschließend bei sämtlichen Finanzämtern eingesetzt 
werden. 

Die Vordrucke zum Informationsaustausch zwischen Straf- und Bußgeldsa-
chenstellen und Veranlagungsstellen seien optimiert worden. Sie werden 
den Finanzämtern zum nächstmöglichen Termin zur Verfügung gestellt. 

 


	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2016
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Vergabe von Gutachten/Beratungsleistungen(Landtagsdrucksache 16/150)
	2.2 Straßenbetriebsdienst an Landesstraßen(Landtagsdrucksache 16/400)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2015
	2 Haushaltsrechnung 2015
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste
	6.1 Haushaltsreste 2014 und 2015
	6.2 Verteilung der Ausgabereste 2015
	6.3 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2007 bis 2016
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2007 bis 2016
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	1.3 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.4 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.5 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich 2014 und 2015

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	1 Ausgangslage
	2 Entwicklung bis einschließlich 2017
	2.1 Zulässige Kreditaufnahme im abgelaufenen Haushaltsjahr 2016
	2.2 Zulässige Kreditaufnahme, Nettokreditaufnahme und Kontrollkonto von 2013 bis 2017
	2.3 Neuregelung 2017
	2.3.1 Änderung der Verordnung zu § 18 Landeshaushaltsordnung ab 01.01.2017
	2.3.2 Haltung des Rechnungshofs
	2.3.3 Umsetzung im Haushalt 2017

	2.4 Ausblick
	2.5 Auswirkungen der Neuregelung der Bund-Länder-Finanz-beziehungen ab 2020

	3 Empfehlungen
	3.1 Abbau der impliziten Verschuldung auch weiterhin konkretisieren
	3.2 Abbau der impliziten Verschuldung auf Landesschulden begrenzen

	1 Ausgangslage
	2 Empfehlungen des Rechnungshofs in der Denkschrift 2016 aufBasis des Finanzplans 2016
	3 Staatshaushaltsplan 2017
	3.1 Ausgabensteigerung
	3.2 Stellenzuwachs
	3.3 Einsparungen in Ressorthaushalten
	3.4 Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen Land undKommunen

	4 Mittelfristige Finanzplanung 2017
	4.1 Eckdaten
	4.2 Vergleich der Mittelfristigen Finanzplanung 2017 mit denFinanzplänen 2013 bis 2016

	5 Fazit und Ausblick
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung
	1.2 Dokumenten- und Schriftgutverwaltungssystem

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Modernisierung von DSV zu DSV-neu
	2.2 Nutzung von DSV und DSV-neu
	2.3 Betrieb von DSV-neu
	2.4 Aktenführung und elektronisches Arbeiten
	2.5 Landeseinheitliche E-Akte

	3 Empfehlungen
	3.1 Schriftliche Verträge schließen und Leistungserbringung sicherstellen
	3.2 Betrieb konsolidieren und Betriebskosten verursachergerecht verrechnen
	3.3 Migrationsaufwand beim Übergang zur E-Akte minimieren
	3.4 Landeseinheitliche E-Akte einführen
	3.5 Einsparpotenzial durch E-Akte ermitteln und realisieren
	3.6 Vollständige und realitätsnahe Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen durchführen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Der Begriff Museumsbahn ist nicht definiert
	2.2 Landeskonzept für Museumsbahnen fehlt
	2.3 Museumsbahnen sind selten in Betrieb
	2.4 Mehrere staatliche Stellen befassen sich mit der Förderung von Museumsbahnen
	2.5 Die Förderung aus dem EU-Programm LEADER kann zu erheblichen Problemen führen
	2.6 Förderverfahren und Durchführung teilweise mangelhaft
	2.6.1 Planung und Umsetzung von Maßnahmen unzureichend
	2.6.2 Gutachten und Kostenschätzungen nicht verlässlich
	2.6.3 Einhaltung der Zweckbindungsfristen fraglich
	2.6.4  Zuwendungsempfänger verletzten ihre Mitteilungspflicht
	2.6.5 Nachweis von Eigenleistungen bei der Denkmalförderung widersprüchlich
	2.6.6 Vergabevorschriften unzulänglich eingehalten und geprüft


	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweites Förderkonzept „Museumsbahnen“ erstellen
	3.2 Sachgerechte Vorgaben für Museumsbahnen festlegen
	3.3 Fachtechnische Prüfung einheitlich durchführen
	3.4 Förderung aus einer Hand

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Stellenentwicklung von 2003 bis 2013
	2.2 Stellenmehrungen ab 2015
	2.3 Zukünftige Stellenzuwächse
	2.4 Wie werden neue Stellen begründet?
	2.4.1 Offensivkonzept zur Bekämpfung des Wohnungseinbruchdiebstahls
	2.4.2 Sonderprogramm Bekämpfung des islamistischen Terrorismus (1. Anti-Terror-Paket)


	3 Empfehlungen
	3.1 Personalbedarf sorgfältig und methodisch nachvollziehbar ermitteln
	3.2 226 kw-Vermerke wieder aufnehmen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auslastung der Kapazitäten und Stand-by-Betrieb
	2.2 Bestandteile einer Erstaufnahmeeinrichtung
	2.3 Kosten der Baumaßnahmen
	2.4 Anforderungen des Asylverfahrens an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	2.5 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge
	2.6 Einbeziehung der Prüfungsergebnisse in ein neues Standortkonzept der Landesregierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Kasernenareale nutzen
	3.2 Alternativlösungen für den Stand-by-Betrieb entwickeln
	3.3 Anforderungen an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	3.4 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge verbessern
	3.5 Rechtsgrundlagen flexibel gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Darstellung und Verwendung von Erträgen
	2.2 Management nicht-forstlicher Nutzungen
	2.2.1 IT-Unterstützung
	2.2.2 Controlling

	2.3 Entgelte

	3 Empfehlungen
	3.1 Einnahmen aus forstuntypischen Nutzungen, Vermietung und Verpachtung im Landeshaushalt getrennt ausweisen
	3.2 Management für nicht-forstliche Nutzungen aufbauen
	3.2.1 IT-Unterstützung verbessern
	3.2.2 Nicht-forstliche Nutzungen im Controlling berücksichtigen

	3.3 Entgelte marktgerecht gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Überblick und Unterschiede der Online-Messnetze
	2.2 Einsparpotenzial im Luftmessnetz
	2.3 IT-Koordination und Vertragsmanagement
	2.4 Informationssicherheit
	2.5 Kooperationen und IT-Fachverfahren
	2.6 IT-Neuordnung und die Messnetze
	2.7 Abgrenzung der Zuständigkeit für die Netze der LUBW 
	2.8 Kosten- und Leistungsrechnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Risikomanagement- und Alarmierungssystem im Luftmessnetz einführen
	3.2 IT koordinieren und Verträge managen
	3.3 Informationssicherheit weiterführen
	3.4 IT-Fachverfahren analysieren und Kooperationen fördern
	3.5 IT der Messnetze ordnen und auf BITBW übertragen
	3.6 Kosten- und Leistungsrechnung ausbauen

	4 Stellungnahme der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Festsetzung von Hinterziehungszinsen
	2.2 IT-Unterstützung
	2.3 Maßnahmen der Oberfinanzdirektion Karlsruhe
	2.4 Informationsaustausch zwischen Straf- und Bußgeldsachenstellen und Veranlagungsstellen
	2.5  Landesweite Bedeutung der Ergebnisse

	3 Empfehlungen
	3.1 Zinsfestsetzung in nicht verjährten Fällen prüfen
	3.2 Bedienstete der Veranlagungsstellen schulen
	3.3 IT-Unterstützung optimieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Cash-Management
	2.2 Kapitalausstattung 
	2.3 Personal
	2.3.1 Tarifverträge
	2.3.2 Arbeitszeit
	2.3.3 Vergütung und weitere Tarifbedingungen

	2.4 Sitz der Gesellschaft in Baden-Baden
	2.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH

	3 Empfehlungen
	3.1 Cash-Management optimieren
	3.2 Kapitalausstattung reduzieren
	3.3 Tarifbedingungen und Vergütungsstrukturen optimieren
	3.3.1 Einheitlichen Tarifvertrag vereinbaren
	3.3.2 Personalkosten senken

	3.4 Sitz der Gesellschaft verlegen 
	3.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH aufgeben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kostenentwicklung und ungenügende Projektsteuerung
	2.2 Mehrkosten für besondere Architektur und Betriebskosten
	2.3 Bauzeitverlängerung durch gestörten Bauablauf
	2.4 Mehrkosten wegen nicht erforderlicher Trennung des Gebäudes

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektonische Gestaltung und Baukosten
	3.2 Projektmanagement und Controlling

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Fördergrundsätze sind nicht vorhanden
	2.2 Konkrete Förderziele werden nicht festgelegt
	2.3 Entwicklungsstrecken und schwach ausgelastete Güterverkehrsstrecken werden ohne Prüfung des Potenzials gefördert
	2.4 Bemessung der Zuwendungen ist nicht transparent
	2.5 Sonderprogramm 2015 und „Oberbauprogramm“ sind nicht klar abgegrenzt
	2.6 100-Prozent-Förderungen der Sonderprogramme nicht nachvollziehbar

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderrichtlinien erstellen
	3.2 Förderziele konkretisieren und Erfolgskontrollen durchführen
	3.3 Nachweise zur Perspektive sogenannter Entwicklungsstrecken und bei Güterverkehrsstrecken fordern
	3.4 Zuwendungsfähige Ausgaben pauschalieren und Festbetrags-finanzierung einführen
	3.5 Sonderprogramme klar abgrenzen und auf 100-Prozent-Förderungen verzichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorabstimmung mit den Wasserbehörden und den betroffenen Kommunen ist häufig unzureichend
	2.2 Wasserwirtschaftliche Daten zu wenig beachtet 
	2.3 Kommunikation der Fachverwaltungen nicht ausreichend
	2.4 Planungen für Ersatzbauwerke trotz Verkehrsbeschränkungen der Brücken nicht vorangetrieben

	3 Empfehlungen
	3.1 Integrierte Planung durch interdisziplinäre Zusammenarbeit von Straßenbau- und Wasserwirtschaftsverwaltung 
	3.2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Straßenbauverwaltung zu wasserwirtschaftsfachlichen Anforderungen schulen 

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Anatomische Forschung
	2.2 Anatomische Lehre
	2.3 Weiterbildung
	2.4 Umgang mit den Körperspenden
	2.5 Personalstruktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	3 Empfehlungen
	3.1 Lehre
	3.2 Weiterbildung
	3.3 Umgang mit Körperspenden
	3.4 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Forschung und Lehre
	4.2 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute 

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Studiengänge und Studienstruktur
	2.2 Studierendenzahlen
	2.3 Ausstattung der Institute
	2.4 Haushalts- und Wirtschaftsführung

	3 Empfehlungen
	3.1 Zukunft der Institute für Sinologie
	3.2 Nachfrage nach Studienplätzen
	3.3 Studienstruktur
	3.4 Zusammenarbeit mit den Konfuzius-Instituten

	4 Stellungnahme des Ministeriums 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Professoren
	2.2 Befristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter
	2.3 Unbefristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter

	3 Empfehlungen
	3.1 Voraussetzungen für das Fakultätsdeputat
	3.2 Genehmigung und Umsetzung des Fakultätsdeputats
	3.3 Integration des Zentrums für Astronomie

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Positives Fazit
	4.2 Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes
	4.3 Ausblick

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	2.1.1 Hohe Leistungsfähigkeit und Synergien
	2.1.2 Zu geringe Produktivität und negatives Rechnungsergebnis
	2.1.3 Unzureichendes Forderungsmanagement
	2.1.4 Weitere Verbesserungspotenziale

	2.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe
	2.2.1 Eigenes Kompetenzprofil
	2.2.2 Organisatorische Defizite
	2.2.3 Negatives Rechnungsergebnis
	2.2.4 Defizite in der Kalkulation und beim Forderungsmanagement
	2.2.5 Weitere Feststellungen


	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Universität Stuttgart
	3.1.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.1.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern

	3.2 Empfehlungen an das Karlsruher Institut für Technologie
	3.2.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.2.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern


	4 Gemeinsame Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums, der Universität Stuttgart und des KIT
	4.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	4.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Strategische Bedeutung 
	2.2 Professionelle Vorbereitung und wirtschaftliche Steuerung 
	2.3 Kooperationen 
	2.4 Begleitprogramme und Museumspädagogik 
	2.5 Besucherevaluation
	2.6 Beschwerdemanagement/Warteschlangenmanagement
	2.7 Ausschreibungen und Vergaben 
	2.8 Landeszuschuss

	3 Empfehlungen
	3.1 Kooperationen anstreben
	3.2 Begleitprogramme und Museumspädagogik anbieten
	3.3 Besucherevaluation durchführen
	3.4 Vergaberecht einhalten
	3.5 Landeszuschuss modifizieren

	4 Stellungnahmen 
	4.1 Landesmuseen
	4.2 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergleich mit anderen Landesmuseen
	2.2 Einsparpotenziale
	2.3 Straffung der Aufbauorganisation
	2.4 Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Verbesserungspotenziale in der Personalwirtschaft
	2.6 Depotsituation

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das ZKM
	3.2 Empfehlungen an das Land 

	4 Stellungnahmen
	4.1 Zentrum für Kunst und Medien Karlsruhe 
	4.2 Wissenschaftsministerium 
	4.3 Oberbürgermeister der Stadt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Prüfung 2013
	2.2 Ergänzende Prüfung 2016
	2.3 Feststellungen zu den Forschungsprojekten

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	3.2 Wissenschaftsministerium
	3.3 Weiterführung der WIN-Projekte
	3.4 Durchführung, wissenschaftliche Steuerung und Finanzsteuerung künftiger Akademieprojekte

	4 Stellungnahme der Akademie der Wissenschaften
	4.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	4.2 Laufende und künftige Akademieprojekte

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	Denkschrift 2017 - Beitrag Nr. 12.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2017
	Beitrag Nr. 12
	Festsetzung von Hinterziehungszinsen


